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Mit der Transformation der Bundeswehr 
zur „Armee im Einsatz“ hat auch die Fähig-
keit und die Bereitschaft deutlich zuge-
nommen, deutsche Interessen militärisch 
durchzusetzen (siehe den Beitrag von Tobias 
Pflüger). Dies gilt auch und gerade für den 
Bereich der Rohstoffversorgung, der immer 
weiter ins Zentrum der Strategie- und letzt-
lich Kriegsplanung rückt.1

Bezeichnend ist dabei, dass dieser „Res-
sourcenimperialismus“ selbst in den Mas-
senmedien mit Hinblick auf Washingtons 
Politik teilweise durchaus kritisiert wird, 
man gleichzeitig auf dem deutschen Auge 
aber völlig blind ist. Aus diesem Grund 
soll in diesem Beitrag zunächst beschrieben 
werden, welche Faktoren für diese Aufwer-
tung militärischer Rohstoffsicherung ver-
antwortlich sind. Besonders hervorgehoben 
wird dabei die Rolle der Wirtschaft, insbe-
sondere des „Bundes Deutscher Industriel-
ler“ (BDI). Anschließend wird dargestellt, 
dass nicht nur die Absicherung der Ener-
gieversorgung, sondern der Nachschub mit 
sämtlichen Rohstoffen innerhalb Deutsch-
lands in den letzten Jahren aufgewertet 
wurde und wie sich dies auf die Ausrich-
tung und Praxis der Bundeswehr nieder-
schlägt. Die Relevanz der Rohstofffrage 
zeigt sich dabei nicht zuletzt darin, dass 
sie augenblicklich im Mittelpunkt neuer 
Blockformierungen steht, wie abschließend 
aufgezeigt werden soll.

1. Eckdaten der Energiekrise
Energie - Öl und zunehmend auch Gas - 

ist Macht, wofür drei Faktoren maßgeblich 
verantwortlich sind. Erstens ist eine gesi-
cherte Energieversorgung für jede Industri-
enation von entscheidender ökonomischer 
Bedeutung. Jede gravierende Unterbrechung 
der Energiezufuhr hat nahezu automatisch 
gravierende wirtschaftliche Negativeffekte 
zur Folge: „Wer also die Leistungsfähigkeit 
seiner Volkswirtschaft langfristig absichern 
will, muss ein Interesse an einer Absiche-
rung einer preisgünstigen, ausreichen-
den und zuverlässigen Energieversorgung 
haben.“2 Zweitens ist vor allem Öl von 
militärischer Relevanz: „Seit der Einfüh-
rung ölgetriebener Kriegsschiffe am Beginn 
des 20. Jahrhunderts, wird Petroleum als 
essenziell für Erfolge im Krieg betrachtet.“3 

Deutschlands Kampf um den 
letzten Tropfen
Militärische Rohstoffsicherung und die kommenden Kriege
von Jürgen Wagner

Und schließlich leitet sich drittens aus den 
beiden zuvor beschriebenen Faktoren die 
immense strategische Bedeutung der Ener-
gieversorgung ab. Denn wer über die Kon-
trolle von Rohstoffen verfügt, kann anderen 
Staaten im Konfliktfall buchstäblich den 
Saft abdrehen.4 Daniel Yergin, der Verfas-
ser der umfassendsten Chronik des Öls, 
fasste dessen Bedeutung für die modernen 
Industriegesellschaften folgendermaßen 
zusammen: „Die Kontrolle des Öls oder 
zumindest der Zugang zu ihm, war immer 
ein großes strategisches Ziel. Das Öl erlaubt 
den Nationen, Besitz anzusammeln, ihre 
Wirtschaft anzutreiben, Güter zu produ-
zieren und zu verkaufen, Waffen zu kaufen 
oder herzustellen, Kriege zu gewinnen.“5

Während diese Aspekte nicht neu sind, 
tragen drei Faktoren maßgeblich dazu bei, 
dass der militärischen Rohstoffsicherung 
nicht nur in den USA, sondern auch in 
der Europäischen Union und speziell in 
Deutschland immer größere Bedeutung 
zukommt.

a) Eine dramatisch steigende Nachfrage
Angaben der Internationalen Energiebe-

hörde (International Energy Adminstra-
tion, IEA) der OECD zufolge, wird sich 
der weltweite Ölbedarf von gegenwärtig 
84 Millionen Barrel pro Tag (mb/d) auf 99 
mb/d im Jahr 2015 erhöhen und bis 2030 
weiter auf 116 mb/d ansteigen (ähnliche 
Steigerungsraten werden für den Gasbe-
reich erwartet).6

b) Knappheit, Versorgungsengpässe und 
längerfristige Erschöpfung

Dieser steigende Verbrauch an sich wäre 
- abgesehen von Umweltaspekten - nicht 
Besorgnis erregend. Umso mehr aber die 
Tatsache, dass die derzeitige Reichweite der 
gesicherten Vorkommen (bei gleich blei-
bendem Verbrauch) etwa 40 Jahre (Gas: 
63 Jahre) beträgt.7 Denn gravierende Ver-
sorgungsengpässe werden schon lange vor 
der totalen Erschöpfung einsetzen, nämlich 
dann, wenn die globalen Vorkommen zur 
Hälfte abgebaut wurden. Spätestens von 
diesem Zeitpunkt an geht es auch mit der 
weltweiten Öl- und Gasproduktion stetig 
bergab - wohlgemerkt bei einer gleichzei-
tig rapide steigenden Nachfrage. Strittig 

ist allein, wann dieser „Höhepunkt“ (peak) 
erreicht ist. Während „Optimisten“, meist 
Politiker und Personen aus der Wirtschaft, 
glauben, aufgrund immer neu entdeckba-
rer Vorkommen, technischer Innovationen, 
Einsparungen bzw. Effizienzsteigerungen, 
Substitution mit anderen Energieträgern 
und Ähnlichem liege der peak in weiter 
Ferne, sehen die meisten Geologen die 
Sache deutlich pessimistischer.8 

Ihre Argumente sind stichhaltig: Während 
sich viele Ölfelder ihrem Ende zuneigen, 
wurde zudem seit 1976 kein so genannter 
„Elefant“ (ein Ölfeld mit mehr als 1 mb/
d) entdeckt. „Vor dem Hintergrund der in 
den letzten drei Jahren drastisch gestiege-
nen Ölpreise mehren sich die Zweifel, dass 
Erdöl auch in Zukunft in ausreichender 
Menge zur Verfügung stehen wird. [Es] 
sind bereits über 37 Prozent des erwarte-
ten Gesamtpotenzials an konventionellem 
Erdöl verbraucht und unseren Berechnun-
gen zufolge ist das Maximum der Förderung 
zwischen 2015 und 2020 erreicht“, so die 
Schlussfolgerung von Hilmar Rempel von 
der staatlichen „Bundesanstalt für Geowis-
senschaften und Rohstoffe“ (BGR).9 „Was 
dann passiert kann man sich ausrechnen“, 
erläuterte EU-Energiekommissar Andris 
Piebalgs in einer Rede Anfang 2008. „Bis 
jetzt war die Ölproduktion imstande – mit 
Mühe, wie wir in den letzten Jahre gese-
hen haben – mit der Nachfrage schritt zu 
halten. Sobald wir das Ölförderungsmaxi-
mum erreichen, wird die Ölförderungsrate 
anfangen zu fallen, während die Nachfrage 
natürlich weiter steigen wird.“10

Vor diesem Hintergrund ist die Schlussfol-
gerung der Internationalen Energiebehörde 
ebenso folgerichtig wie dramatisch: „Die 
Bedrohung der weltweiten Versorgungssi-
cherheit ist real und nimmt weiter zu. Wird 
der Anstieg des Öl- und Gasverbrauchs 
nicht eingedämmt, erhöht sich die Anfäl-
ligkeit der Verbraucherländer im Fall einer 
schwerwiegenden Versorgungsstörung und 
eines damit verbundenen Preisschocks.“11 
Spätestens zu diesem Zeitpunkt soll das 
Militär zum letzten Garanten der Energie-
zufuhr werden: „Der Markt kann hier gar 
nichts richten. Auch wenn der Preis in die 
höchsten Höhen getrieben wird, und das 
wird der Fall sein, dann reicht die Ölmenge 
gemessen an den erklärten Bedürfnissen 
natürlich dennoch nicht aus. Wo das Geld 
seine Rolle als Moderator von Angebot und 
Nachfrage nicht mehr spielen kann, bleibt 
in der kapitalistischen Logik nur noch das 
Medium der Waffen, in diesem Fall der 
möglichst totalen militärischen Kontrolle 
von Sicherung und Vermarktung der heuti-
gen Hauptenergieträger Öl und Gas.“12
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c) Machtverschiebung durch wachsende 
Importabhängigkeit 

Dieser brisante Mix aus sinkenden Vor-
kommen und wachsender Nachfrage wird 
zusätzlich dadurch verschärft, dass sich der 
Löwenanteil der verbleibenden Energiere-
serven auf immer weniger nicht-westliche 
Länder konzentriert. Der Hauptgrund hier-
für liegt darin, dass sich die Vorkommen 
der Europäischen Union (und der USA) 
rapide dem Ende zuneigen, was zu einer 
steigenden Importabhängigkeit führt, wie 
ein gemeinsames Papier des Wirtschafts- 
und Außenministeriums bestätigt: „Es ist 
davon auszugehen, dass das Nordseeöl in 
den nächsten Jahrzehnten zur Neige gehen 
wird. [...] Dies bedeutet, dass Deutschland 
verstärkt auf Öl aus Russland, dem Nahen 
und Mittleren Osten, Nordafrika, dem 
Raum des Kaspischen Meers und Afrika 
südlich der Sahara zurückgreifen muss.“13 

Dies ist für die Sicherheitspolitiker u.a. 
deshalb problematisch, weil viele Ener-
gieproduzenten - häufig nicht zuletzt auf-
grund westlicher Einmischungen - als 
instabil gelten, weshalb verhindert werden 
muss, dass regionale Konflikte den konti-
nuierlichen Energiezufluss bedrohen könn-
ten. Andererseits hat die Verknappung und 
die Konzentration des Angebots zu einer 
massiven Machtverschiebung weg von den 
energiekonsumierenden Staaten hin zu den 
Produzenten geführt. Diese gilt es unter 
allen Umständen zu konterkarieren, will 
man nicht politisch „erpressbar“ werden, 
wie es im Strategendeutsch heißt. Auf die 
sicherheits- bzw. militärpolitischen Schluss-
folgerungen, die für die Bundeswehr aus 
dieser Konstellation abgeleitet werden, 
wird weiter unten noch ausführlicher ein-
gegangen. Zuvor soll hier jedoch auf die 
nicht unwesentliche Rolle der deutschen 
Industrie in diesem Zusammenhang einge-
gangen werden.

2. Die Rolle des Bundes Deutscher 
Industrieller

Wie bereits erwähnt, setzt sich insbeson-
dere der BDI dafür ein, die Absicherung 
der deutschen Rohstoffzufuhr zunehmend 
auch als (militär-)politische Aufgabe zu 
verstehen. Hierin bestand die Kernfor-
derung des ersten BDI-Rohstoffkongres-
ses im Jahr 2005, einem mit erheblichem 
Aufwand betriebenen Treffen zwischen 
Vertretern der Wirtschaft und der (Sicher-
heits-)Politik: „Politische Instabilität der 
Rohstoffförderländer, politisch motivierte 
Lieferausfälle oder Lieferunterbrechungen 
sowie Verstaatlichungen von Rohstoffbe-
trieben in manchen Förderländern können 
durch unternehmerische Instrumente, wie z. 
B. Lieferantendiversifikation der Rohstoffa-
bnehmer, allein nicht kompensiert werden. 
[...] Dies ist Grund genug zur Befassung 
der Außen- und Sicherheitspolitik mit den 
Problemen der Rohstoffversorgung.“14 Die 
„Befassung der Außen- und Sicherheitspo-
litik mit den Problemen der Rohstoffversor-
gung“ bedeutet in diesem Zusammenhang 
nichts anderes, als in verklausulierter Form 
den Einsatz der Bundeswehr zu fordern, 
sollte die Versorgungssicherheit dies erfor-
dern.15 Als Schlussfolgerung aus dem ersten 
Rohstoffkongress wurde noch im Jahr 2005 
die BDI-Präsidialgruppe „Internationale 
Rohstofffragen“ gegründet, die sich mit 
Fragen der Versorgungssicherheit beschäf-
tigt und inzwischen in einen eigenen Aus-
schuss „Rohstoffpolitik“ überführt wurde.

Der Grund, weshalb diesem Thema soviel 
Prominenz eingeräumt wird, liegt einerseits 
darin, dass sich auch die Industrie davor 
sorgt, dass Konflikte in den Förderländern 
den ohnehin extrem angespannten Welt-
markt vollends zum Kollabieren bringen: 
„Würden die Lieferungen aus einem wich-
tigen Förderland ausbleiben, hätte dies 
starke Auswirkungen auf die internationa-

len Rohstoffmärkte.“16 Andererseits führt 
der gestiegene Wettbewerb insbesondere 
mit China auch ohne einen solchen Gau 
zu dramatisch steigenden Preisen. Dies 
gilt nicht allein für Öl und Gas, sondern 
betrifft auch nicht-energetische Rohstoffe: 
„Der Rohstoffindex des Hamburgischen 
Welt-Wirtschafts-Archivs weist aus, dass die 
Preise von Anfang 2003 bis Ende 2006 ins-
gesamt um über 80 Prozent gestiegen sind. 
Kletterte der Preis von Rohöl zwischen 
Anfang 2003 und Ende 2006 um 100 Pro-
zent, so verdoppelte sich auch derjenige 
für Eisenerz und Stahlschrott und der für 
NE-Metalle stieg um über 128 Prozent. 
Der Preis einzelner Metalle verfünffachte 
sich sogar.“17 Konkret beziffert der BDI die 
hierdurch verursachten „Zusatzkosten“ für 
die deutsche Wirtschaft auf beachtliche 89 
Mrd. Euro, was zum Verlust von 140.000 
Arbeitsplätzen geführt und das Wachs-
tum des Bruttoinlandsproduktes um 0,4 
% gemindert habe. Hierdurch seien die 
Unternehmensgewinne und die Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Konzerne massiv 
gemindert worden.18 

3. Öl ist nicht alles - es gibt auch noch 
Coltan, Zink, Kupfer...

Innerhalb des BDI spielt in diesem 
Zusammenhang die „Wirtschaftsvereini-
gung Metalle“ (WVM) eine zentrale Rolle, 
was zusätzlich darauf hindeutet, dass von 
Industrieseite die Frage der Rohstoffsi-
cherheit weit darüber hinausgeht, allein 
die Zufuhr von Öl und Gas zu gewähr-
leisten: „Die Frage der Verfügbarkeit von 
Rohstoffen ist gerade für die Unternehmen 
der NE-Metallindustrie von existenziel-
ler Bedeutung. [...] Zur Erreichung dieses 
Zieles engagiert sich die WVM intensiv 
sowohl im Rahmen ihrer ‚Task Force Roh-
stoffe‘ als auch insbesondere bei der auf 
maßgebliche Initiative der WVM hin ins 
Leben gerufenen ‚Präsidialarbeitsgruppe 
Internationale Rohstofffragen des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie (BDI)‘. 
Deren Ziel ist es, gemeinsam mit der Bun-
desregierung eine Rohstoffstrategie zu entwic-
keln, die die Rohstoffverfügbarkeit sichert.“19

„Rohstoffsicherheit heißt nicht nur eine 
sichere Versorgung unserer Wirtschaft mit 
Öl und Gas, sondern auch mit metalli-
schen Rohstoffen wie Kupfer, Zink, Nickel 
und Wolfram“, so BDI-Chef Jürgen Thu-
mann. „Ein Großteil der Produkte, mit 
denen Deutschland auf den Weltmärkten 
erfolgreich ist, basiert auf metallischen 
Rohstoffen. Die deutsche Wirtschaft ist bei 
diesen Rohstoffen fast zu 100 Prozent von 
Importen abhängig und auf freie Rohstoff-
märkte angewiesen. Leider sind die Märkte 
aber nicht frei.“20 Noch plastischer fasste 

Quelle: Association for Peak-Oil-Studies
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Ulrich Grillo, Leiter der BDI-Präsidial-
gruppe „Internationale Rohstofffragen“, die 
Bedeutung nicht-energetischer Rohstoffe 
zusammen: „Wenn uns das Benzin ausgeht, 
bleiben die Autos stehen. Wenn uns aber 
die metallischen Rohstoffe fehlen, werden 
überhaupt keine Autos mehr gebaut.“21

4. Vernetzte Rohstoffsicherung 
Dass Rohstoffsicherung innerhalb der 

deutschen Politikplanung eine zentrale 
Rolle zukommt, steht außer Frage. Hier-
für sollen künftig unter dem Stichwort 
der „Vernetzten Sicherheit“ sämtliche zur 
Verfügung stehenden Kapazitäten - von 
der Diplomatie über die Entwicklungshilfe 
bis hin zum Militär - ausgerichtet werden. 
Schon in der entsprechenden Passage des 
Schwarz-Roten Koalitionsvertrags stand 
diesbezüglich: „Wir beabsichtigen, eine 
umfassende Strategie zur Energiesicherheit 
zu entwickeln, damit die Energieversorgung 
Deutschlands und Europas auch langfristig 
gesichert ist.“22 

Auch in diesem Bereich erweist sich der 
BDI einmal mehr als wichtiger Antrei-
ber. So bestand eine Kernforderung des 2. 
Rohstoffkongresses im März 2007 in der 
Einrichtung eines „Interministeriellen Aus-
schusses Rohstoffpolitik“, „der die politi-
schen Kräfte bündelt und sich der Anliegen 
der Industrie annimmt. Seine Einsetzung 
wäre ein klares politisches Signal für die stra-
tegische Bedeutung der Rohstoffsicherheit 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland.“23 
Ziel dabei ist es, sämtliche Ministerien auf 
die Absicherung der deutschen Energiever-
sorgung als vorrangige Aufgabe ihrer Tätig-
keit zu verpflichten. Mitte 2007 wurde 
dieser Ausschuss tatsächlich eingesetzt, was 
von Bundeskanzlerin Angela Merkel mit 
folgenden Worten in Richtung der Indu-
strie kommentiert wurde: „Sie erhalten das, 
was Sie sich gewünscht haben, nämlich ein 
Forum, in dem Sie Ihre Sorgen und Initiati-
ven mit den politischen Akteuren vernetzen 
können.“24 

Ein Bereich, der besonders vor den Karren 
der Wirtschaftsinteressen gespannt werden 
soll, ist die Entwicklungshilfe. Mit die 
wichtigsten Vordenker der „Vernetzten 
Rohstoffsicherung“ sind der entwicklungs-
politische Sprecher der CDU/CSU-Frak-
tion Christian Ruck und Christian Schmidt, 
seines Zeichens Staatssekretär im Verteidi-
gungsministerium: „Die Destabilisierung 
bestimmter Entwicklungs- und Schwellen-
länder kann das internationale Wirtschafts- 
und Finanzgeschehen und unsere Interessen 
als Exportnation negativ tangieren. [...] In 
grundlegende politische Entscheidungen 
zu Fragen auswärtiger Politik sollten stets 
unsere nationalen Interessen einfließen. 

Dies gilt nicht nur für militärische Einsätze, 
sondern sollte auch auf unser entwick-
lungspolitisches Engagement ausgedehnt 
werden. [...] Hierfür muss die Bundesregie-
rung [...] endlich die Interessenlage unse-
res Landes im Hinblick auf die zukünftige 
Verknüpfung unserer Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitik eindeutig definieren. Des-
halb ist es höchste Zeit für die Entwicklung 
einer nationalen Gesamtstrategie. Diese 
sollte Antworten darauf finden, welche 
Weltregionen für die Abwehr von Gefah-
ren für unsere äußere und innere Sicherheit 
eine zentrale Rolle spielen;
- der Ausgangspunkt eines beson-
ders hohen Bedrohungspotentials sind; 
- der Ursprung von Angriffen auf unsere frei-
heitlich-demokratischen Grundwerte sind; 
- für die Steigerung von Deutschlands poli-
tischem und wirtschaftlichem Stellenwert 
in der Welt von besonderer Bedeutung sind; 
- für den Zugang zu den für unsere Wirt-
schaft unverzichtbaren Auslandsmärkten 
und Rohstoffen besonders wichtig sind; 
- und für die Sicherung unserer Energieversor-
gung eine wesentliche Rolle spielen.“25 

Mittlerweile gewinnen derartige Instru-
mentalisierungsversuche zunehmend an 
Boden. So wurde eine Rohstofffokus-
sierung der Entwicklungshilfe in etwas 
verklausulierter Form Ende 2006 in ein 
Positionspapier der CDU/CSU-Fraktion 

übernommen: „Energie- und Entwick-
lungspolitik müssen stärker miteinander 
verzahnt werden. Die Entwicklungspolitik 
muss als eigenständiges und nachhaltiges 
Element in eine umfassende und langfri-
stig angelegte Energieversorgungspolitik 
im eigenen Interesse einbezogen werden.“26 
Auch die „Rohstoffstrategie der Bundes-
regierung“ vom März 2007 betont, man 
müsse „Rohstoffpolitische Ansätze in der 
Entwicklungspolitik stärken“.27 

5. Die „Normalisierung“ deutscher 
Rohstoffsicherungspolitik

Spätestens mit der Veröffentlichung des 
„Weißbuchs der Bundeswehr“ im Okto-
ber 2006 wurde aber deutlich, dass die 
Absicherung der Rohstoffversorgung mehr 
und mehr als militärische Aufgabe erachtet 
wird: „[Deutschland ist] in hohem Maße 
von einer gesicherten Rohstoffzufuhr und 
sicheren Transportwegen in globalem Maß-
stab abhängig. [Deshalb] muss die Sicher-
heit der Energieinfrastruktur gewährleistet 
werden.“28 In den Medien, wie bspws. 
in der „Welt“, wurde dies als begrüßens-
werte „Normalisierung“ der deutschen 
Sicherheitspolitik kommentiert: „Die Fest-
stellung, die Bundesregierung werde zur 
Wahrung ihrer Interessen auch militärische 
Mittel einsetzen, ist nur konsequent. Und 
mit der Formulierung, dass sich die Regie-

Quelle: Norddeutsche Affinerie AG – Das führende Kupferunternehmen Europas: Kongress 
Länderrisiken 2007 Workshop 5: Rohstoffe – Umgang mit Preisrisiken, Hans-Gerhard Hoff-
mann Geschäftsbereichsleiter NA-Recycling, www.laenderrisiken.de

Interministerieller Ausschuss
Rohstoffpolitik

• Dt. EU-Ratspräsidentschaft
• Dt. Vorsitz G8

BDI-Rohstoffkongress, März 2007

BDI-Präsidialgruppe
„Internationale Rohstofffragen“

     Konsens 1
Rohstoffproblematik
betrifft alle Branchen der 
Wertschöpfungskette
gleichermaßen

     Konsens 2
Formulierung einer
strategischen Rohstoff-
politik ist gemeinsame
Aufgabe von Wirtschaft
und Staat

    Konsens 3
Erfolgreiche Rohstoff-
strategie betrifft alle
Politikfelder und bedarf
Verzahnung nationaler
und europäischer Ebene

WVM-Task Force Rohstoffe
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rung besonders jenen Regionen zuwenden 
werde, in denen Rohstoffe und Energieträ-
ger gefördert werden, begibt sich Deutsch-
land endlich auf gleiche Augenhöhe mit 
anderen Ländern, in denen dieses Verhalten 
eine Selbstverständlichkeit ist.“29

Was dies genau für das Aufgabenfeld der 
Bundeswehr bedeutet, erläuterte Rudolf 
Adam, Leiter der Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik, der seinen Vortrag auf 
der Fachtagung „Verfügbarkeit von Roh-
stoffen“ der BDI-Präsidialgruppe „Inter-
nationale Rohstofffragen“ mit folgenden 
Worten beendete: „Energieversorgung ist 
eine viel zu ernste Sache, um sie allein den 
Unternehmern und Marktwirtschaftlern zu 
überlassen.“ Vor dem Hintergrund knapper 
werdender Energievorkommen und zuneh-
menden Auseinandersetzungen nicht nur 
mit den Förderländern, sondern auch zwi-
schen den energiehungrigen Großmächten, 
gehe es für Deutschland nun prioritär um 
die „langfristige Sicherung von politisch-
ökonomischen Zugriffsmöglichkeiten.“ 
Hierfür teilt der Bundeswehrstratege die 
Rohstoffproduzenten in zwei Risikokatego-
rien ein. Einmal gelte es sicherzustellen, dass 
diese sich als „lieferfähig“ erweisen: „Das 
bedeutet, dass in den Förderländern ein 
Minimum öffentlicher Ordnung herrscht. 
Ein Land im offenen Bürgerkrieg oder mit 
einer namhaften Rebellenbewegung wird 
sich schwer tun als zuverlässiger Lieferant. 
Wenn die Transportrouten blockiert sind, 
erlischt ebenfalls die Lieferfähigkeit.“ Zum 
zweiten sei es aber auch notwendig, die 
„Lieferwilligkeit“ sicherzustellen, also, dass 
die Produzenten sich „von rationalen öko-
nomischen Motiven leiten lassen und nicht 
von politischen Anti- oder Sympathien.“30 

Bezeichnend für den weit gehenden Kon-
sens zwischen Wirtschaft und Militär ist, 
dass der BDI diese Bedrohungsanalyse 
nahezu wortwörtlich übernommen hat: 
„Doch die Risiken gehen über die Frage der 
politischen und wirtschaftlichen Stabilität 
der Förderländer hinaus. Neben der Liefer-
fähigkeit der Förderländer, die voraussetzt, 
dass ein Minimum an öffentlicher Ord-
nung herrscht, ist auch die Lieferwilligkeit 
ein wichtiger Faktor. Bei der Lieferwilligkeit 
einzelner Staaten spielen neben ökonomi-
schen Motiven auch politische Sympathien 
eine bedeutsame Rolle.“31 So besehen ver-
wundert es nicht, dass die konkrete Militär-
planung sich an diesen Vorgaben orientiert, 
wie im Folgenden gezeigt werden soll.

6. Liefer(un)fähigkeit: Die militärische 
Gewährleistung der Energiezufuhr 

In seinem Beitrag auf dem 1. BDI-Roh-
stoffkongress 2005 räumte der damalige 
Bundeskanzler Gerhard Schröder offen 

ein, dass die „Stabilisierung“ energiereicher 
Länder eine vordringliche Aufgabe dar-
stellt: „Für eine verlässliche und bezahlbare 
Rohstoffversorgung brauchen wir sichere 
und politisch stabile Lieferländer. Es geht 
dabei vor allem um die Stabilisierung fra-
giler Regionen und vom Zerfall bedrohter 
Staaten.“32 Vor dem Hintergrund dieser 
und vieler weiterer Aussagen (s.u) muss die 
zunehmende Fokussierung der Bundeswehr 
auf derartige „Stabilisierungseinsätze“ auch 
als Ergebnis der gestiegenen Bedeutung der 
Rohstoffsicherheit verstanden werden. 

a) Nicht-energetische Rohstoffsicherung: 
Das Beispiel Kongo

Ein Beispiel dafür, dass Rohstoffeinsätze 
über den Energiebereich hinausreichen, 
ist die EU-Mission EUFOR RD Congo 
von April bis November 2006. Offiziell 
hatten die 2.000 Soldaten, darunter allein 
780 Deutsche, „den Auftrag, die Wahlen 
zu sichern“, wie die Homepage der Bun-
deswehr betont.33 Da Joseph Kabila sich 
in seiner Zeit als - nicht gewählter - Über-
gangspräsident primär dadurch hervor-
tat, den immensen Rohstoffreichtum des 
Kongo (u.a. große Mengen an Coltan, 
Kupfer und Kobalt) an westliche Konzerne 
zu verschleudern34, liegt aber der Verdacht 
nahe, dass die EUFOR-Truppen als „Rück-
versicherung“ stationiert wurden, um eine 
nunmehr demokratisch legitimierte Macht-
übernahme Kabilas gegebenenfalls militä-
risch abzusichern, sollte sein Herausforderer 
Jean-Pierre Bemba den durchaus umstritte-
nen „Wahlprozess“ nicht akzeptieren: „Sta-
bilität in der rohstoffreichen Region nützt 
auch der deutschen Wirtschaft“, betonte 
denn auch Verteidigungsminister Franz-
Josef Jung.35

Als weiteres Motiv für das große Engage-
ment kommt im Kongo noch hinzu, dass 
das Land mit seiner Größe und seinem 
Rohstoffreichtum eines der Schlüsselländer 
für das erklärte EU-Ziel darstellt, den chi-
nesischen (und amerikanischen) Einfluss in 
Afrika zurückzudrängen.36 Ganz offensicht-
lich ist auch der Kongo-Einsatz in diesem 
Zusammenhang zu sehen, wie ein Beitrag 
in der „Financial Times Deutschland“ ver-
deutlicht: „Der schwarze Kontinent ist 
unser Hinterhof. Dort sind auch die Res-
sourcen zu finden, die wir in Zukunft für 
unsere eigene wirtschaftliche Entwicklung 
brauchen. Die Chinesen haben das erkannt, 
sie kämpfen in Afrika schon längst um Öl-
Lizenzen, bauen Straßen und Eisenbahnli-
nien. Die EU kann es sich nicht erlauben, 
im Kongo zu scheitern. Deswegen muss sie 
klotzen, nicht kleckern: Nicht 1000 Solda-
ten müssen nach Kongo, sondern 10000 
oder mehr.“37 Mit beeindruckender Deut-

lichkeit brachte Ex-Verteidigungsstaats-
sekretär Walter Stützle das Ganze auf den 
Punkt: „Im Kongo ist das Problem, dass 
der Öffentlichkeit von der Bundeskanzlerin 
nicht gesagt worden ist, worum es eigentlich 
geht. Das konnte man in Paris sehr deutlich 
hören. In Paris hat man gehört, wir können 
Afrika nicht China und den Vereinigten 
Staaten überlassen, Punkt! [...] Da man das 
aber [in Deutschland] eigentlich nicht sagen 
wollte, hat man dann die Erfindung mit der 
Wahl gemacht.“38 Obwohl man in den mei-
sten Fällen mit den USA eng im Bereich der 
Rohstoffsicherung gegen Russland, China 
und die OPEC-Staaten zusammenarbeitet, 
spielt sich demzufolge selbst diese Koopera-
tion durchaus in einem Konkurrenzverhält-
nis ab (siehe hierzu weiter unten). 

b) Seeseitig Rohstoffsicherung: Die 
Rolle der Marine und das Beispiel OEF

Besondere Aufmerksamkeit kommt mitt-
lerweile dem Schutz von Pipeline- und 
insbesondere Tankerrouten zu, weshalb die 
deutsche Marine derzeit massiv aufgerüstet 
wird. Zentral hierbei ist die Kontrolle der 
wichtigsten Engpässe, wie Kanzleramtsmi-
nister Thomas de Maizière betont: „Von 
großer Bedeutung ist hier vor allem die 
Beobachtung und Analyse der sogenannten 
Chokepoints, d.h. der Nadelöhre für die 
internationale Seeschifffahrt, die insbeson-
dere für die Ölversorgung eine herausra-
gende Rolle spielen.“39 

Dass zur Kontrolle dieser Routen der Ein-
satz der Bundeswehr explizit vorgesehen 
ist bzw. bereits erfolgt, verdeutlicht Eckart 
von Klaeden, der Außenpolitische Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
„Es steht völlig außer Frage, dass für die 
Bundeswehr auch die Sicherung von Han-
delswegen und der Energieversorgung eine 
Aufgabe sein kann. Natürlich ist es auch 
eine militärpolitische Aufgabe der Staaten-
gemeinschaft, zur Befreiung von Ländern 
mit Energiequellen beizutragen, wenn diese 
völkerrechtswidrig angegriffen wurden. [...] 
Die internationalen Missionen unter Betei-
ligung der Bundeswehr auch im Mittel-
meer, zur Terrorismusbekämpfung, dienen 
im Übrigen bereits heute auch schon dem 
Schutz der Handelswege.“40 Gemeint ist 
damit vor allem die maritime Komponente 
der Operation Enduring Freedom (OEF), 
an der Deutschland mit einer Fregatte und 
260 Soldaten (Stand 29. Januar 2008) 
beteiligt ist. Er zielt auf die Kontrolle von 
zwei der drei wichtigsten Nadelöhre der 
Tankerschifffahrt ab, denn der Einsatz-
raum umfasst u.a. den Ausgang des Roten 
Meeres am Horn von Afrika und die Straße 
von Hormuz (der dritte chokepoint ist die 
Straße Malakka). Ganz offen betont Claas 
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D. Knoop, der deutsche Botschafter in 
Dschibuti, die Rohstoffkomponente von 
OEF und plädiert genau aus diesem Grund 
für die Ausweitung des deutschen Enga-
gements: „Am Ausgang des Roten Meeres 
zum Indischen Ozean kreuzen sich Schiff-
fahrtslinien, die für die Versorgung der 
Industrieländer weltweit von eminenter 
Bedeutung sind. Die Sicherung dieser Was-
serwege vor terroristischen oder kriminellen 
Angriffen liegt im besonderen deutschen 
Interesse. [...] Die Exploration von strate-
gisch wichtigen Rohstoffen (zum Beispiel 
Gas, Öl, Mineralien) in dem Gebiet der 
vier Hornländer steckt zwar noch in den 
Anfängen, doch darf aufgrund erster viel 
versprechender Funde (z.B. in Äthiopien) 
vermutet werden, dass das Rohstoffpoten-
tial dieser Region zukünftig von großem 
wirtschaftlichen/politischen Interesse sein 
wird.“41 Auch wenn die Bundeswehr also 
offensichtlich bereits in die militärische 
Rohstoffsicherung verwickelt ist, deuten 
gegenwärtige Manöver darauf hin, dass der-
artige Aktivitäten künftig massiv zunehmen 
werden.

c) Deutschland, EU und NATO: 
Szenarien künftiger Rohstoffkriege

Wenn es um Regionen geht, denen aus 
Gründen der Rohstoffsicherheit künftig 
verstärkte (militärische) Aufmerksamkeit 
gezollt werden müsse, fehlt ein Kontinent 
nie: Afrika. Nachdem dort in den letz-
ten Jahren bedeutende Ölfunde entdeckt 
wurden, wecken diese Vorräte nun zuneh-
mend Begehrlichkeiten bei den Sicherheits-
politikern. So forderte Friedbert Pflüger, 
Staatssekretär im Bundesverteidigungsmini-
sterium, schon im Jahr 2004:  „Weil Europa 
nach OECD-Angaben zunehmend Energie 
aus anderen Regionen importieren muss, 
muss dem afrikanischen Ölreichtum als 
Potenzial zur Diversifizierung der Bezugs-
quellen mehr Aufmerksamkeit geschenkt 
werden. [...] Anders als wir haben die USA 
die Bedeutung des afrikanischen Öls bereits 
erkannt und werden 2015 ein Viertel ihrer 
Öleinfuhren aus Westafrika bestreiten.“42

In der Tat haben die USA im Jahr 2007 
mit der Gründung eines eigens für den 
Kontinent zuständigen Oberkommandos 
(AFRICOM) die Kontrolle der dortigen 
Ölvorkommen zur militärischen Chefsa-
che erklärt - nicht zuletzt, weil China auf 
dem Kontinent ebenfalls zunehmend aktiv 
wird.43 Aber auch Deutschland und die 
Europäische Union, deren seit Januar 2007 
einsatzbereiten schnellen Eingreiftruppen 
(Battlegroups) primär auf Kampfeinsätze in 
Afrika ausgerichtet sind, ziehen diesbezüg-
lich nach: Bereits im Juli 2004 probte die 
Bundeswehr die logistische Unterstützung 

eines NATO-Einsatzes auf der fiktiven 
Insel „Merango“ vor der Westküste Afrikas: 
„Dort hatte sich ein Militärputsch ereig-
net, der zusammengebrochen war und eine 
internationale Friedenstruppe erforderlich 
machte – viel deutlicher hätten die Paralle-
len zu São Tomé und Principe im Jahr 2002 
kaum sein können: eine Insel, die auf einem 
Meer von Öl schwimmt.“44 Ähnliche Sze-
narien werden in der Europäischen Union 
durchgespielt. So wird im „Generic Euro-
pean Maritime Concept of Operations“ 
(GEMCO) folgendes Einsatzszenario in 
einem Gebiet beschrieben, das Westafrika 
verdächtig ähnelt: „Seit einiger Zeit sind 
Kampfhandlungen zwischen den beiden 
ethnischen Bevölkerungsgruppen Klins 
und Therc in Poruee im Gange. Alle Ver-
suche, den Konflikt mit friedlichen Mitteln 
zu lösen, sind gescheitert. [...] Ein Einsatz 
von Streitkräften unter EU-Führung wird 
nicht von allen Konfliktparteien akzep-
tiert.“ Dennoch endet das Planspiel mit der 
faktischen Besetzung des „Unruheherdes“: 
„Zwei Monate sind nach dem Entschluss 
des EU-Rats vergangen. Es sind mehr als 
50.000 Soldaten an Land stationiert.“45

Dass Washington und Brüssel sich bezüg-
lich künftiger Kriegseinsätze in Afrika weit-

gehend auf derselben Wellenlänge befinden, 
zeigt ein Manöver der schnellen NATO-
Eingreiftruppe (NRF). Mitte 2006 fand 
auf den Kapverdischen Inseln in unmittel-
barer Nähe der westafrikanischen Küste die 
Übung „Steadfast Jaguar“ statt, deren Sze-
nario folgendermaßen beschrieben wurde: 
„Über 7.000 Soldaten, inklusive deutscher 
und französischer Infanterie, amerikani-
scher Bomberpiloten und spanischer See-
leute werden sich einer Auseinandersetzung 
rivalisierender Fraktionen gegenübersehen, 
die um die Kontrolle der Ölvorkommen 
der Insel kämpfen.“46 Auch hier ging es den 
NATO-Soldaten, darunter 2000 Bundes-
wehrler, um Ressourcensicherung, wie „Die 
Welt“ verdeutlicht: „Auch die langfristige 
Sicherung von Energiequellen spielt hier 
sicher eine Rolle. Die Kapverden liegen 
vor der Küste Westafrikas, das als Ölförder-
gebiet für die USA immer wichtiger wird 
- die unruhigen Ölgebiete Nigerias sind nur 
zwei Flugstunden entfernt. Diese Übung 
solle die Allianz auch auf solche Einsätze 
vorbereiten, gibt General James L. Jones 
ganz offen zu, auch wenn er das nicht für 
die gesamte Nato sagen wollte, sondern nur 
in seiner Rolle als alliierter Oberbefehlsha-
ber für Europa (Saceur). Es sei keine Frage, 

Die Bedeutung der Tankernadelöhre
„Für die Industriestaaten in Nordamerika, Europa und Asien sind Langstreckentrans-
porte via Pipelines oder Schifffahrtslinien das am meisten gefährdete Segment:
• 40 Millionen Barrel Öl befinden sich täglich auf dem Meer.
• Innerhalb von 15 Jahren wird diese Zahl auf 70 Millionen Barrel ansteigen.
• Flüssiggastransporte werden sich innerhalb der nächsten 10 Jahre höchstwahrschein-
lich verdreifachen.
• Heute passieren 25% des globalen Ölbedarfs die Straße von Hormuz (mit seinen zwei 
3 km-breiten Kanälen). [...]
• Offensichtliche vergrößern andere Nadelöhre, allen voran die Straße von Malacca, die 
ernste Verwundbarkeit des Langstreckentransportsystems für Öl und Gas."

Quelle: Nerlich, Uwe: Energy Security or a New Globalization of Conflicts? Oil and Gas 
in Evolving New Power Structures, in: Strategic Insights, Volume VII, Issue 1 (February 
2008).
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daß in Westafrika die Sicherheit der Ener-
gie-Infrastruktur wichtig sei, sagte er. ‚Ich 
glaube, daß dies im 21. Jahrhundert eine 
entscheidende Aufgabe wird.‘“47 

d) NATO-Energiekriege
Mit Blick auf die Lieferfähigkeit der Erzeu-

gerländer ist die NATO offenbar immer 
gewillter, diese auch militärisch sicherzu-
stellen. So breitet ein Beitrag im „NATO-
Review“, dem Hausblatt der westlichen 
Militärallianz, ein ganzes Bündel von Fällen 
aus, in denen das Bündnis - und damit auch 
Deutschland - militärisch aktiv werden 
müsse: „Da so viele der führenden Öl- und 
Gasförderländer mit politischer Instabilität 
konfrontiert sind, ergeben sich mehrere Sze-
narien für eine militärische Intervention, bei 
der die NATO einen Beitrag zur Sicherung 
der Energieversorgung leisten könnte. […] 
Das neue Sicherheitsumfeld bedeutet, dass 
Interventionen in Ölförderländern, Mari-
neaktivitäten entlang strategisch wichtigen 
Meerengen und Terrorabwehroperationen 
gegen Öl-Dschihadisten, welche die Welt-
wirtschaft durch Angriffe auf unsere Ener-
gieversorgung lahm legen wollen, nahezu 
vorprogrammiert sind. Keins der Probleme, 
denen sich die internationale Energiewirt-
schaft gegenübersieht, ist vorübergehender 
Art, und die Herausforderung hinsichtlich 
der Sicherheit der Energieversorgung wird 
im Laufe der Zeit wahrscheinlich nur noch 
weiter zunehmen. […] Die Umsetzung 
dieses Konzepts ist mit einer Verstärkung 

der Seepräsenz und der Überwachungsakti-
vitäten in diesen für die Energieversorgung 
wichtigen Transitgebieten verbunden.“48 
Der letzte Punkt wird mittlerweile auch 
von NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop 
Scheffer als künftiges Aufgabenfeld hervor-
gehoben: „Ich kann mir vorstellen, dass die 
Nato mit ihren Seestreitkräften eine Rolle 
spielen könnte bei der Sicherung der See-
wege für Öl- und Energietransporte.“49 

Offensichtlich ist man dazu bereit, auf 
militärische Mittel zurückzugreifen, sollten 
lokale Konflikte die Lieferfähigkeit einzel-
ner Ölländer beeinträchtigen. Dies gilt aber 
selbst für den Fall, dass sich energiereiche 
Staaten dazu entschließen sollten, ihre Vor-
kommen politisch gegen die Industriena-
tionen einsetzen zu wollen.

7. Liefer(un)willig I: Die OPEC-Staaten 
im Fadenkreuz 

Wie bereits erwähnt, haben die Verände-
rungen auf dem Weltenergiemarkt eine gra-
vierende Machtverschiebung zugunsten der 
Rohstoffproduzenten zur Folge. So warnt 
der BDI: „Immer mehr Nachfrager stehen 
immer weniger Anbietern aus immer weni-
ger Ländern gegenüber. Die verbleibenden 
Anbieter gewinnen so immer mehr Markt-
macht, die sie für Preissteigerungen nutzen 
können.“50 Neben Russland (s.u.) sind es 
vor allem die OPEC-Staaten, die den west-
lichen Strategen aus zwei Gründen Sorge 
bereiten.

a. Der Vorwurf der „Preistreiberei“
Da sich „Zusatzkosten“ in Form höhe-

rer Energiepreise negativ auf Unterneh-
mensprofite und Wirtschaftswachstum 
auswirken, warnt die Internationale Ener-
giebehörde explizit vor den Folgen der 
gegenwärtigen Machtverschiebung: „Durch 
die Konzentration der Ölförderung in einer 
kleinen Gruppe von Ländern mit großen 
Reserven – namentlich in den OPEC-Län-
dern des Nahen Ostens und in Russland 
– wird deren beherrschende Marktstellung 
gestärkt, so dass es ihnen leichter möglich 
sein wird, höhere Preise durchzusetzen.“51 

In der Tat zeigt die Abschaffung des 
OPEC-Preisbandes und die Weigerun-
gen des Kartells, die Produktion selbst bei 
einem Ölpreis um die 100$ pro Barrel aus-
zuweiten, dass sich hier ein grundlegender 
Richtungswandel vollzogen hat, mit dem 
künftig erheblich höhere Preise erzielt 
werden sollen. Stellvertretend hierfür sind 
die Aussagen von Sadad Al-Husseini, dem 
ehemaligen Leiter der Exploration & För-
derung bei Saudi Aramco: „Es hat einen 
Paradigmenwechsel in der ‚Energiewelt‘ 
gegeben, wonach die Ölproduzenten nicht 
länger geneigt sind, ihre Ressourcen mit 
großer Geschwindigkeit auszubeuten, nur 
um die zunehmend missbräuchliche Ver-
wendung eines kostbaren und endlichen 
Rohstoffes zu unterstützen. Diese Wahr-
nehmung setzt sich innerhalb und außer-
halb der OPEC-Länder durch, muss aber 
von den wesentlichen Energieverbraucher-
ländern noch verinnerlicht werden.“52

Erschwerend kommt hinzu, dass sowohl 
Russland als auch die OPEC-Staaten sich 
massiv für westliche Investitionen in ihre 
Ölinfrastruktur öffnen müssten, damit 
überhaupt eine Aussicht besteht, den pro-
gnostizierten Nachfrageanstieg decken 
zu können. Hierzu existiert jedoch auf 
beiden Seiten keinerlei Bereitschaft, eher 
ist das Gegenteil beobachten, weshalb die 
Internationale Energiebehörde warnt: „Es 
gibt keine Garantie dafür, dass alle erfor-
derlichen Investitionen getätigt werden. 
[...] Besonders ungewiss ist, inwieweit die 
großen Öl- und Gasförderer in der Lage 
und bereit sind, ihre Investitionen zu erhö-
hen, um die steigende Weltnachfrage zu 
decken.“53 Diese Entwicklung trägt maß-
geblich zur Verteuerung der Rohstoffe in 
den letzten Jahren bei, wie „Deutsche Bank 
Research“ kritisiert: „Freilich die Anbieter-
seite ist nicht schuldlos an dieser Verteue-
rung. Die Ausweitung des Angebots war 
arg schleppend.“54 Wenn es jedoch möglich 
ist, deutlich höhere Preise für die eigenen 
Ressourcen zu erzielen, stellt sich hier aber 
in der Tat die Frage, weshalb die Energie-
produzenten die Schleusen aufmachen und 

Will das Bündnis zur Energiesicherung einsetzen: NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop 
Scheffer.
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ihre Vorkommen zu Schleuderpreisen auf 
den Markt werfen sollten. 

b) Politische „Erpressbarkeit“: Die 
Achse Chávez–Achmadinedschad 

Noch gefährlicher als kontinuierlich stei-
gende Preise, wird aber die gewachsene 
Möglichkeit - und Bereitschaft - der Erzeu-
gerländer angesehen, die eigenen Ressour-
cen auch als machtpolitisches Druckmittel 
einzusetzen. So kritisiert ein gemeinsames 
Positionspapier des Wirtschafts- und Außen-
ministeriums zum Energiegipfel im Juli 
2007 besorgt die „zunehmende Konzen-
tration der Öl- und Gasressourcen und 
-reserven auf eine geringe Zahl von Ver-
sorgungsräumen [und] Bestrebungen ein-
zelner Länder, Lieferbeziehungen als Hebel 
für politische Ziele einzusetzen.“55

Auch Rudolf Adam von der Bundesakade-
mie für Sicherheitspolitik warnt nachdrück-
lich hiervor: „Wer garantiert denn, dass es 
nicht umgekehrt in einigen der für unsere 
Rohstoffversorgung unentbehrlichen Lie-
ferländen zu einer politischen Entwicklung 
kommt, die in analoger Weise uns bei der 
Belieferung diskriminiert bzw. politische 
Forderungen mit der Lieferung verbin-
det? Wir haben jüngst erst erlebt, dass die 
vielleicht taktlosen, aber harmlosen Kari-
katuren des Propheten Mohamed in der 
islamischen Welt eine Boykott-Bewegung 
gegen dänische Waren ausgelöst haben. 
Lässt es sich von daher nicht vorstellen, 
dass bei gravierendem Anlass die westliche 
Welt mit Verknappung des Erdölangebotes 
‚bestraft‘ wird?“56 Exemplarisch sieht die 
Hans-Seidel-Stiftung bereits „Anti-westli-
che Energieallianzen“ heraufziehen, etwa 
die „Achse Chávez–Achmadinedschad“.57 

Sollten die OPEC-Staaten, wie mittler-
weile immer häufiger von einzelnen Mit-
gliedsländern gefordert wird, den Westen 
tatsächlich aufgrund der zunehmenden 
Konflikte mit einem Ölembargo belegen 
oder der Iran, wie im Falle von Sanktionen 
bereits angedroht, die Straße von Hormuz 
blockieren, scheint mittlerweile der Einsatz 
von Waffengewalt nicht mehr ausgeschlos-
sen.58 Generell unterstützten Deutschland 
und die Europäische Union in den letzten 
Jahren immer konsequenter die US-Politik, 
die darauf abzielt, die OPEC-Staaten soweit 
als möglich zu schwächen. Beispiele hierfür 
sind die von der EU mitgetragene Eskalati-
onspolitik gegenüber dem Iran59 wie auch 
die weitergehenden Pläne zur Balkanisie-
rung des Mittleren Ostens.60

8. Liefer(un)willig II: Die NATO wird 
gegen Russland in Stellung gebracht 

Die Sorge, dass die Produzenten ihr 
Machtpotenzial nutzen könnten, ist jedoch 
nicht auf die OPEC-Staaten beschränkt, 

wie eine Studie der einflussreichen „Bertels-
mann-Stiftung“ mit dem bezeichnenden 
Titel „Europa im Wettlauf um Öl und 
Gas“ verdeutlicht: „Zu verlockend scheint 
zudem der Reiz für einige Produzentenlän-
der, Öl und Gas als strategisches Druck-
mittel zu nutzen. [...] Die Befürchtung, 
das [sic!] Russland seine Ressourcenmacht 
bewusst zu politischen Zwecken einsetzt, ist 
in Europa deutlich gestiegen.“61 Gleichzei-
tig wird der Ton zwischen der NATO und 
Russland immer rauer. Dies geht bis hin 
zu offenen Drohungen, wiederum von der 
„Bertelsmann-Stiftung“: „Zumindest sollte 
Moskau klar gemacht werden, dass es einen 
wirklichen politischen Preis bezahlen muss, 
wenn es versucht, die Europäer mit seinen 
Ressourcen zu erpressen.“62

Auch hier ist festzustellen, dass sich 
Deutschland in den letzten Jahren immer 
offener hinter die Politik der US-Regierung 
gestellt hat, Russlands Versuche, via seines 
Rohstoffreichtums seinen Wiederaufstieg als 
Weltmacht zu bewerkstelligen, zu konterka-
rieren. Vor diesem Hintergrund scheint sich 
innerhalb der NATO ein Konsens heraus-
zubilden, die NATO gegen Russland (und 
China) in Stellung zu bringen. Schon Mitte 
November 2006, im unmittelbaren Vorfeld 
des letzten NATO-Gipfels in Riga, versen-
dete der Wirtschaftsausschuss der Allianz an 
alle Mitgliedstaaten einen Expertenbericht, 
der angab, Russland strebe ein internatio-
nales Erdgaskartell nach OPEC-Muster mit 
dem Ziel an, Energielieferungen als politi-
sches Druckmittel einzusetzen und stufte 
dies explizit als Bedrohung ein. Daraufhin 
ging der einflussreiche US-Senator Richard 
Lugar, der seinerzeit den wichtigsten 
Anstoß für die Umwandlung der NATO 
zu einem globalen Interventionsbündnis 
gab („out of area, or out of business“), beim 
NATO-Gipfel Ende November 2006 buch-
stäblich in die Offensive und schlug die Bil-
dung einer „Energie-NATO“ vor. Hierbei 
soll die Allianz künftig eine Unterbrechung 
der Öl- und Gaszufuhr wie einen militäri-
schen Angriff behandeln, ein Vorschlag, der 
zunehmend Unterstützer findet. 

Russland wiederum reagiert hierauf, 
indem es die „Shanghaier Vertragsorgani-
sation“ (Shanghai Cooperation Organi-
zation, SCO), eine Art „Anti-NATO“, in 
der u.a. auch China Mitglied ist, aufwer-
tet. Dies geschieht etwa über die Ankündi-
gung, künftig auch Energiefragen in diesem 
Bündnis, das mittlerweile auch gemein-
same Militärmanöver veranstaltet, erörtern 
zu wollen. Nachdem der Iran bereits Beob-
achterstatus erhalten hat, könnten sich hier 
die ersten Konturen einer erneuten Block-
konfrontation abzeichnen. So könnte die 
SCO durchaus der Nukleus einer „OPEC 

mit Bomben“ sein, einer Allianz zwischen 
energiereichen OPEC-Staaten und dem 
atomaren und konventionellen Militärpo-
tenzial Russlands und Chinas, wie westliche 
Strategen warnen.63

9. Energie als Transmissionsriemen für 
das neue Blockdenken

Die sich abzeichnende Konfliktkonstel-
lation entlang der Linie NATO-SCO (mit 
China als großem Rohstoffimporteur) zeigt, 
dass nicht nur das Verhältnis zwischen Pro-
duzenten und Konsumenten ein erhebli-
ches Konfliktpotenzial in sich birgt. Denn, 
wie Kurt-Dieter Grill, CDU-Mitglied des 
Bundestags, betont, „auf der anderen Seite 
treten Industrieländer untereinander, bei 
steigenden globalen Wachstumsraten, in 
deutliche Konkurrenz.“64 Ebenso äußert 
sich das bereits mehrfach erwähnte Positi-
onspapier von Außen- und Wirtschaftsmi-
nisterium: „Auch um die Öllieferungen aus 
Russland, Nordafrika, dem Bereich des Kas-
pischen Meers und Westafrika sowie Angola 
wird – durch sich verknappende Ölreserven 
und den wirtschaftlichen Aufstieg neuer 
Großverbraucher wie China und Indien 
– die Konkurrenz stärker werden.“65 

Zusammengenommen scheint die Ener-
giefrage also künftig mit Konfliktpoten-
zial in sämtliche Richtungen verwoben zu 
sein. Wie ernst gerade die Wirtschaft dieses 
Thema nimmt, zeigen Aussagen von Kurt 
Grillo, wie erwähnt Leiter des BDI-Aus-
schusses „Rohstoffpolitik“, der seine Rede 
auf dem zweiten BDI-Rohstoffkongress am 
20. März 2007 mit folgenden Worten eröff-
nete: „Herzlich Willkommen zu Beginn des 
‚Zweiten Kalten Krieges‘, dem ‚Kampf um 
Rohstoffe‘. Diese und ähnlich dramatische 
Begriffe prägen zunehmend die Diskussion 
um unsere Rohstoffversorgung und unsere 
Wettbewerbsfähigkeit. Dabei sind es längst 
nicht mehr nur reißerische Schlagzeilen in 
den Medien.“66 

Zwar zielen solche Sätze zumeist auf 
Chinas wachsenden Rohstoffhunger, 
jedoch sollte in diesem Zusammenhang 
nicht unerwähnt bleiben, dass es keines-
wegs sicher ist, dass sich die Vereinigten 
Staaten und die Europäische Union auf 
ewig „partnerschaftlich“ um die Kontrolle 
der schwindenden Rohstoffvorkommen 
bemühen werden. So kommt eine Studie 
der Unternehmensberatung A.T. Kearney 
zu dem Ergebnis, dass künftig mit hefti-
gen transatlantischen Konflikten zu rech-
nen sein wird, da alle Trümpfe auf Seiten 
der Energieproduzenten liegen würden.67 
Ein ähnliches Szenario befürchtet offenbar 
die „Bertelsmann-Stiftung“, die fordert: 
„Europa darf nicht vor der Konkurrenz 
zurückschrecken. Die Vereinigten Staaten 
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konkurrieren ebenso um Energie. Tatsäch-
lich […] repräsentiert Amerikas Entschlos-
senheit, seine Energiezukunft abzusichern 
beides, die Ursache und den Fakt der Kon-
kurrenz, der sich die Europäer scheinbar so 
schwer stellen können. Solch ein Konkur-
renzverhältnis wird mit Sicherheit die inter-
nationalen Beziehungen verändern. [...] 
Das Ergebnis ist eine Wiederkehr klassi-
scher Machtpolitik, von Machtblöcken und 
einem engen Verständnis vitaler Interessen, 
das die Weltpolitik sehr wahrscheinlich in 
der nahen Zukunft dominieren wird, sollte 
sich Europa nicht für einen alternativen 
Ansatz entscheiden.“68 Leider deutet derzeit 
wenig darauf hin, dass dies der Fall ist, wes-
halb sich künftig Energiekriege mit deut-
scher Beteiligung aller Wahrscheinlichkeit 
nach häufen werden.

10. Alternativen 
Ein Ausbruch aus dem Energiedilemma 

muss zwei Komponenten umfassen. Zum 
einen müssen alternative und zukunftssi-
chere Energien konsequent und deutlich 
umfangreicher als bislang gefördert werden. 
Nur hierdurch kann verhindert werden, 
dass in absehbarer Zukunft militärisch 
um den letzten Tropfen Öl gekämpft wird 
(zumal der Klimawandel dies ohnehin drin-
gend nahelegt). 

Andererseits ist dies allein aber nicht aus-
reichend. Denn selbst wenn ein solcher Auf-
bruch in die erneuerbaren Energien gelingt, 
bleibt das Problem der Verfügungsgewalt. 
Um den Teufelskreis aus Energie, Macht 
und im schlimmsten Fall Krieg zu durch-
brechen, muss der Zugang der Menschheit 
zu Energie pluralisiert und demokratisiert 
werden. Denn weder sollte die Verfügbar-
keit von Energie von den Machtlogiken 
interessierter Staaten noch von denen der 

Großkonzerne abhängen, beide werden 
diese Macht jeweils zu ihren Gunsten und 
zum Nachteil der Menschheit einzusetzen 
wissen. Überspitzt gesagt: ob man bspws. 
von Esso, Chevron oder wie sie alle heißen 
künftig Wasserstoff statt Öl tanken wird, 
wird für den Nutzer wahrscheinlich viel 
weniger positive Folgen haben, als viele sich 
erhoffen. Deshalb ist nicht nur die Abkehr 
von Energiedinosauriern wie Öl und Gas 
sowie von der Atomkraft dringend notwen-
dig, wir müssen generell in Richtung einer 
Dezentralisierung und Regionalisierung 
Umdenken. Im wahrsten Sinne des Wortes: 
„Power to the People!“
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